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1. Ziel und Auftrag  

 

Diese Handlungsanweisung regelt die Durchführung des Verfahrens bei festgestellten 

Vermögensschäden (VfV) bei Jobcenter team.arbeit.hamburg (Jobcenter t.a.h). Sie konkretisiert den 

Geltungsbereich, den Ablauf eines VfV sowie den Umgang mit Fällen vorsätzlicher Handlungen. 

Grundlage für die getroffenen Regelungen bilden die Weisung 202507001 und die 

Verfahrensvorschriften VfV SGB II der Bundesagentur für Arbeit (BA) sowie die im Weiteren jeweils 

benannten Gesetze. Die Verfahrensvorschriften VfV SGB II (VerfV BA) sind in Verbindung mit der 

vorliegenden Handlungsanweisung zu lesen und anzuwenden. 

 

Die inhaltliche Auseinandersetzung mit entstandenen Vermögensschäden dient neben der 

Erfassung der finanziellen Auswirkung insbesondere der Vermeidung künftiger gleichgelagerter 

Fehlerkonstellationen. Durch die Gewinnung fachaufsichtlicher Erkenntnisse können 

Fehlerquellen identifiziert, Hilfestellungen im Einzelfall angeboten oder Prozesse verbessert und 

somit Vermögensschäden in der Zukunft reduziert oder vermieden werden. 

 

1.1. Grundsätzlicher Umgang mit Vermögensschäden 

 

Bei jeder Überzahlung (sowohl bei Bundesmitteln als auch bei kommunalen Mitteln), bei Beschädigung 

von Besitz der gemeinsamen Einrichtung und sonstigen Vermögensschäden ist eine kurze Feststellung 

„Beschäftigte haben den Schaden möglicherweise verursacht: ja oder nein.“ zu treffen. Sollte diese 

Frage bejaht werden, muss sichergestellt sein, dass das in dieser Handlungsanweisung beschriebene 

VfV ordnungsgemäß durchgeführt und datenschutzkonform dokumentiert wird. 

 

Bezüglich der Definition eines Vermögensschadens wird auf VerfV BA Ziffer 2.1 verwiesen. 

 

1.2. Zentraler VfV-Kontakt bei Jobcenter t.a.h 

 

Alle Fragen zum Thema Verfahren bei festgestellten Vermögensschäden oder zu besonderen 

Problemlagen aus den Standorten und Bereichen können an den zuständigen Fachbereich VfV 

im Team Finanzen (Z110-VfV) bei Jobcenter t.a.h gerichtet werden, insbesondere über das 

zentrale VfV-E-Mail-Postfach: _BA-team-arbeit-hamburg-VfV. 

 

2. Geltungsbereich  

 

Die Handlungsanweisung 01/2018 gilt sowohl für Vermögensschäden zu Lasten des Bundes wie auch 

zu Lasten der Kommune. Die Regelungen der VerfV BA gelten für Vermögensschäden zu Lasten der 

Kommune analog. Schäden können zu Lasten der passiven Leistungen (Leistungen des Bundes und 

kommunale Leistungen), der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (im Regelfall Leistungen des 

Bundes) und des Verwaltungskostenhaushaltes entstehen. 

 

Zudem finden diese Regelungen auf alle Beschäftigten bei Jobcenter t.a.h Anwendung.  

 

Für die Beschäftigten der verschiedenen Anstellungsträger sowie Amtshilfekräfte kommen hierbei die 

nachstehenden gesetzlichen Regelungen zum Tragen: 

 

• Bundesagentur für Arbeit 

o Beamtinnen und Beamten 

▪ § 75 Bundesbeamtengesetz (BBG) 

o Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

▪ § 3 Abs. 8 des Tarifvertrages für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 

BA (TV-BA) i.V.m. § 75 BBG 

o Nachwuchskräfte 

https://www.baintranet.de/011/004/012/007/Seiten/Weisung-202507001.aspx
https://www.baintranet.de/006/005/006/007/Documents/VfV-Rechtskreis-SGB-II.pdf
mailto:_BA-team-arbeit-hamburg-VfV
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▪ §4 Abs. 3 des Tarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 

Nachwuchskräfte der BA (TVN-BA) i.V.m. §3 Abs. 8 TV-BA und § 75 BBG 

o außertariflich beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

▪ Durch vertragliche Vereinbarung (vgl. Ziffer 4.8 des AT-Konzeptes; Es gelten 

die jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen des BBG entsprechend) 

• Freie und Hansestadt Hamburg 

o Beamtinnen und Beamten 

▪ § 52 Hamburger Beamtengesetz (HmbBG) i.V.m. § 48 Beamtenstatusgesetz 

(BeamtStG) 

o Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

▪ §§ 1 Abs. 1, 3 Abs. 7 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder 

(TV-L) i.V.m. § 52 Hamburger Beamtengesetz (HmbBG) i.V.m. § 48 

Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) 

• Amtshilfekräfte 

o Einzelvertragliche Regelung, jeweils § 5 des Rahmenvertrages zwischen Jobcenter 

t.a.h und dem Amtshilfeträger (Deutsche Telekom AG, Deutsche Post AG, Deutsche 

Postbank AG, Deutsche Bundes-bank, Deutsche Bahn). 

 

Diese Regelungen gelten auch für ehemalige Beschäftigte, wenn Sie zum Zeitpunkt der 

Schadensverursachung bei Jobcenter t.a.h beschäftigt waren. 

 

Hinsichtlich eines möglichen VfVs gegen den /die Geschäftsführer/in (GF) wird auf die Regelung des § 

44d Abs. 3 SGB II verwiesen. Danach führt der jeweilige Dienstherr das Verfahren einschließlich der 

Geltendmachung des Schadens durch. 

 

3. Verfahrensgang 

 

 
(Schematische Darstellung der einzelnen Verfahrensschritte) 

 

Für die Dokumentation des VfV sind die in der BK-Vorlagenauswahl bereitgestellten VfV-Vordrucke zu 

verwenden (Suchwort: VfV). 

 

Es wird zwischen dem vereinfachten Verfahren (Vermögensschaden bis zu 3.000 Euro und einfache 

Fahrlässigkeit) und dem vollständigen Verfahren (Vermögensschaden ab 3.000 Euro und/oder 

wertunabhängig grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz) unterschieden. 

 

In der Anlage 1 befindet sich eine Kurzübersicht zum Ablauf des vereinfachten Verfahrens und 

vollständigen Verfahren. 

 

Bei Vermögensschäden bis zu 7 Euro (Bagatellgrenze) ist nur dann ein VfV durchzuführen, wenn der 

Verdacht auf eine strafbare Handlung vorliegt.  

 

Vermögensschaden Verursacher
Dienstpflicht-

verletzung
Kausalität Verschulden Erstattung

Aufklärungs-

verfahren
Feststellungsverfahren

Erstattungs-

verfahren
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Im Rahmen eines VfV sind strenge Fristen zu beachten. Auf die Regelungen VerfV BA Ziffer 1.6 wird 

verwiesen. 

 

3.1. Aufklärungsverfahren 

 

Jede:r Beschäftigte ist verpflichtet, einen Vermögensschaden (Definition Vermögensschaden siehe 

VerfV BA Ziffer 2.1), der möglicherweise durch eine:n oder mehrere Beschäftigte verursacht wurde 

(verursachende Person) an ihre direkte Führungskraft auf dem direkten Dienstweg zu melden (bei 

leistungsrechtlichen Schäden ist der Meldung die ausgefüllte BK-Textvorlagen „Aufhebungsverfügung 

BA II 16-03/2017“ beizufügen). 

 

Die zuständige Führungskraft ermittelt den Sachverhalt, die an der Schadensverursachung beteiligten 

Beschäftigten und beziffert den Vermögensschaden. Die zuständige Führungskraft ermittelt den 

Zeitpunkt der Feststellung des Vermögensschadens und den Zeitpunkt / Zeitraum der Verursachung. 

 

Die Zuständigkeit für die Aufklärung obliegt der Führungskraft der Organisationseinheit, in der der 

Schaden verursacht worden ist (Verursacher-Prinzip). 

 

Ist ein Vermögensschaden, der sich aus einer Vielzahl von Einzelfällen zusammensetzt, auf eine 

Fehlerursache zurückzuführen, kann die Höhe des eingetretenen Gesamtschadens hinreichend 

geschätzt werden. 

 

Können die verursachenden Personen nicht festgestellt werden, endet das VfV mit dem 

Aufklärungsverfahren. 

 

An einem Schaden Beteiligte dürfen in eigener Sache oder aber in VfV von Familienangehörigen keine 

Feststellungen vornehmen oder Entscheidungen treffen. Diese Verfahren sind von anderen 

Beschäftigten durchzuführen. Vgl. ergänzend VerfV BA Ziffer 3.2. 

 

3.1.1. Vereinfachtes Verfahren / insbesondere Vermögensschäden bis zu 3.000 Euro 

 

Auf ein persönliches Gespräch mit der:den verursachenden Personen kann im Rahmen eines VfV unter 

3.000 Euro grundsätzlich verzichtet werden, soweit keine Anhaltspunkte für Vorsatz oder grobe 

Fahrlässigkeit gegeben sind und der Sachverhalt mit den vorliegenden Hinweisen auch ohne Gespräch 

aufgeklärt werden kann. Liegen Anhaltspunkte für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vor, muss das VfV 

gemäß den Regeln für Vermögensschäden ab 3.000 Euro unabhängig von der tatsächlichen 

Schadenshöhe durchgeführt werden. 

 

3.1.2. Vollständiges Verfahren / insbesondere Vermögensschäden ab 3.000 Euro 

 

Der Sachverhalt ist mit den betroffenen Beschäftigten durch die unmittelbar vorgesetzte Führungskraft 

zu erörtern und der Inhalt des Gespräches im Vordruck VfV-3a (Gesprächsvermerk) zu vermerken und 

von den Beteiligten zu unterzeichnen. 

 

Vor Beginn des Gesprächs ist der:die beteiligte Beschäftigte durch die zuständige Führungskraft 

darüber aufzuklären, dass der Personalrat auf Antrag der:des Beschäftigten gemäß § 78 Abs. 1 Nr. 15 

BPersVG i. V. m. § 78 Abs. 2 BPersVG zu beteiligen ist (siehe auch VerfV BA Ziffer 1.7). 

 

Ist ein persönliches Gespräch (z. B. Abordnung zu einer anderen Dienststelle, ausgeschiedene 

Beschäftigte) nicht möglich bzw. unverhältnismäßig, sind die Beschäftigten zu einer schriftlichen 

Stellungnahme aufzufordern. 

 

Ist der Führungskraft die (Dienst-) Adresse eines beteiligten Beschäftigten nicht bekannt, erfolgt die 

Zustellung über Team Z111. 
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Auf die schriftliche Stellungnahme kann verzichtet werden, wenn die:der beteiligte Beschäftigte aus 

krankheitsbedingten Gründen längere Zeit dienstabwesend sein wird und lediglich einfache 

Fahrlässigkeit vorliegt. 

 

3.2. Feststellungsverfahren  

 

Die Führungskraft prüft das Vorliegen einer Dienstpflichtverletzung (siehe Definition VerfV BA Ziffer 2.2), 

das Vorliegen von Kausalität (siehe Definition VerfV BA Ziffer 2.3) und von Verschulden (siehe Definition 

VerfV BA Ziffer 2.4.). 

 

Die Zuständigkeit für die Feststellung obliegt der Führungskraft der Organisationseinheit, in der der 

Schaden verursacht worden ist (Verursacher-Prinzip).  

 

3.2.1. Vereinfachtes Verfahren / insbesondere Vermögensschäden bis zu 3.000 Euro 

 

Für die Dokumentation eines Verfahrens bis zu 3.000 Euro ist der VfV-Vordruck-1 zu verwenden. 

 

Der Vordruck ist durch die:den Feststeller:in und der:den Entscheidungsbefugten zu unterzeichnen. 

 

Die Entscheidung wird durch die jeweils zuständige nächsthöhere Führungskraft getroffen. 

 

3.2.2. Vollständiges Verfahren / insbesondere Vermögensschäden ab 3.000 Euro 

 

Das vollständige Verfahren findet ausschließlich bei Vermögensschäden ab 3.000 Euro und/oder 

wertunabhängig bei Anhaltspunkten für grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Verursachung Anwendung.  

 

Dabei sind folgende Unterlagen herzustellen: 

 

• Gesprächsvermerk (Vordruck VfV-3a), ggf. ersatzweise schriftliche Stellungnahme (Vordruck 

VfV-3b) – je beteiligter Person 

• Sachverhaltsdarstellung (Vordruck VfV-2a) 

• Entscheidungsvorschlag (Vordruck VfV-2b) 

• Entscheidung (Vordruck VfV-2c) 

 

Die schriftliche Sachverhaltsschilderung sollte historisch aufgebaut werden und für eine außenstehende 

„dritte Person“ nachvollziehbar sein.  

 

Ausfüllhinweise zu Vordruck 2a (Sachverhalt und Fristen): 

 

• „Bezeichnung des Vorgangs“: Hier ist die Kundennummer oder die 

Bedarfsgemeinschaftsnummer einzugeben. 

• „Der Vermögensschaden wurde erstmals festgestellt am“: Datum der Kenntnisnahme von 

Schaden und Schadensverursacher. Kenntnisnahme muss ohne schuldhaftes Zögern erfolgen.  

• Die Sachverhaltsdarstellung beinhaltet Antworten auf folgende Fragen:  

➢ Im Leistungsbereich: Welches ist der entscheidungserhebliche Bewilligungszeitraum? 

➢ Wer hat was, wann, wie getan, unterlassen oder veranlasst und dadurch den 

Vermögensschaden verursacht? 

➢ Sind andere Organisationseinheiten oder Dienststellen mitbeteiligt? 

➢ Welche konkrete/n Dienstpflichte/n wurden verletzt? 

➢ War die Dienstpflichtverletzung kausal (ursächlich) für den eingetretenen 

Vermögenschaden? 
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➢ Welche Rahmenbedingungen herrschten am Tag des Schadenseintritts? 

➢ Bei Überzahlung: Wurde die Rückforderung geprüft/eingeleitet? Wurden überzahlte 

Leistungen bereits erstattet? 

Die Informationen sollten einen Dritten in die Lage versetzen, den Grad des 

Verschuldens feststellen zu können. 

 

• Ende der Ausschlussfrist (AF) = Ablauf der tariflichen Ausschlussfrist (siehe auch VerfV BA 

Ziffer 1.6.4) 

➢ Für Beamt:innen gilt die Ausschlussfrist nicht! 

➢ 1. Schritt: AF = Datum der Feststellung zzgl. 6 Monate  

➢ 2. Schritt: Wenn Enddatum auf Wochenende (Sa, So) oder Feiertag fällt: AF = 

darauffolgender Werktag 

• Ende der Verjährungsfrist:  

➢ Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt 3 Jahre und beginnt regelmäßig mit dem 

Schluss des Jahres, in dem Jobcenter t.a.h Kenntnis von Schaden und Verursacher 

erlangt hat, §§ 194 ff. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). 

➢ 1. Schritt: Datum der Feststellung erfassen 

➢ 2. Schritt: VF = Ende des Jahres der Feststellung + 3 Jahre, also immer 31.12.20xx 

 

Unabhängig von der dreijährigen Verjährungsfrist gilt nach § 199 Abs. 4 BGB eine kenntnisunabhängige 

10-jährige Verjährungsfrist seit Entstehung des Vermögensschadens. 

 

Eine ggf. erfolgte vorsorgliche Haftbarmachung (siehe unten 3.2.4.) ist unter Punkt 7 zu dokumentieren.  

 

Ausfüllhinweise zum Vordruck 2b (Entscheidungsvorschlag): 

 

• Würdigung aller be- und entlastenden Faktoren 

• Feststellung der Dienstpflichtverletzung 

• Kausalzusammenhang zwischen Dienstpflichtverletzung und entstandenem Schaden? 

• Darstellung Verschuldensgrad mit nachvollziehbarer Begründung. 

• Wurde die Dienst – und Fachaufsicht sachgerecht ausgeübt? 

• Welche Änderungen prozessualer oder organisatorischer Abläufe sind notwendig, um einer 

Wiederholung des Schadenseintritts vorzubeugen? 

• Abschließende und begründete Empfehlung der/des Verantwortlichen zur Geltendmachung 

eines Erstattungsanspruches oder auf dessen Verzicht. 

 

Ausfüllhinweise zum Vordruck 2c (Entscheidung): 

 

Der Vordruck 2c wird im Team Finanzen (Z110-VfV) ausgefüllt. 

 

Die Entscheidungsbefugnis ist unter 4.6 geregelt. 

 

3.2.3. Weitergabe und Aufbewahrung der Unterlagen 

 

Die Standort- und Bereichsleitung übersendet alle bearbeiteten Vordrucke, das heißt Vorgänge zur 

Entscheidung ebenso wie abgeschlossene Verfahren unter 3.000 Euro, im Original ohne Akten an die 
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Zentrale von Jobcenter t.a.h - an das Team Finanzen (Z110-VfV). Für die Übersendung des Vorgangs 

ist aus Gründen des Datenschutzes immer eine Verschlussmappe zu verwenden. 

 

Entscheidungsrelevante Kopien sind beizufügen, insbesondere wenn in der Sachverhaltsdarstellung 

auf Aktenblätter bzw. Auszüge aus Papier-Akten verwiesen wird. Wenn entscheidungsrelevante 

Dokumente aus der E-AKTE in den Vordrucken klar identifizierbar benannt werden, müssen diese nicht 

in Papierform beigefügt werden. Entscheidungsrelevante Informationen aus allen übrigen 

Fachverfahren (inkl. VERBIS) müssen in Papierform beigefügt werden. 

 

Bei leistungsrechtlichen Vermögensschäden ist der ausgefüllte BK-Textvorlagen-Vordruck 

„Aufhebungsverfügung BA II 16-03/2017“ dem Vorgang in Kopie beizufügen. 

 

3.2.4. Vorsorgliche Haftbarmachung 

 

Bei tarifvertraglich Beschäftigten schließt der Ablauf einer 6-monatigen Ausschlussfrist die 

Weiterverfolgung eines Erstattungsanspruches aus (zum Beginn der Ausschlussfrist siehe VerfV BA 

Ziffer 1.6.4). 

 

Kann eine Entscheidung nicht vor Ablauf der 6-monatigen Ausschlussfrist getroffen werden, ist eine 

vorsorgliche Haftbarmachung an die:den beteiligte:n Beschäftigten zu übersenden (nicht bei 

Beamt:innen). Dies erfolgt bei Jobcenter t.a.h durch die zuständige vorgesetzte Führungskraft. Die 

vorsorgliche Haftbarmachung ist per Zustellungsurkunde oder gegen Empfangsbekenntnis zuzustellen. 

 

Vor Versendung ist Inhalt und Form der vorsorglichen Haftbarmachung mit dem Team Finanzen (Z110-

VfV) und der:dem Fachexpert:in Personalrecht (Z111-3) abzustimmen. 

 

Mit der vorsorglichen Haftbarmachung wird die tarifvertragliche 6-monatige Ausschlussfrist, jedoch nicht 

die Verjährung, unterbrochen. Eine endgültige Entscheidung wird damit nicht vorweggenommen.  

 

Vor der vorsorglichen Haftbarmachung ist der:dem Beschäftigten ein mündlicher oder schriftlicher 

Hinweis zu geben, dass die vorsorgliche Haftbarmachung erfolgen wird und der Personalrat gemäß § 

78 Abs. 1 Nr. 15 BPersVG i. V. m. § 78 Abs. 2 BPersVG auf Antrag der:des Beschäftigten zu beteiligen 

ist. Als Überlegungsfrist, ob die Personalratsbeteiligung beantragt wird, ist der:dem Beschäftigten zehn 

Arbeitstage einzuräumen (siehe VerfV BA Ziffer 1.7.2) Der erfolgte Hinweis ist in dem Vordruck 2a unter 

Punkt 7 zu dokumentieren. Näheres zur Beteiligung der Personalvertretung siehe VerfV BA Ziffer 1.7. 

 

3.3. Erstattungsverfahren 

 

3.3.1. Zuständigkeit für die Geltendmachung des Erstattungsanspruchs 

 

Die Zuständigkeit für die Geltendmachung eines Erstattungsanspruchs bei grober Fahrlässigkeit oder 

Vorsatz liegt bei der:dem Geschäftsführer:in von Jobcenter t.a.h (§ 44d Abs. 4 SGB II). 

 

Die Vorgänge werden zur administrativen Abwicklung durch das Team Z110 an Team Z111 

weitergeleitet, das die außergerichtliche oder gerichtliche Geltendmachung des Erstattungsanspruches 

umsetzt. Team Z111 veranlasst erforderlichenfalls die Beteiligung der Personalvertretung (siehe VerfV 

BA Ziffer 1.7). 

 

Im Übrigen wird auf VerfV BA Ziffer 4 verwiesen. 

 

3.3.2. Durchsetzung des Anspruchs 

 

Haben mehrere Beschäftigte den Vermögensschaden gemeinsam verursacht, sind sie als 

Gesamtschuldner in Anspruch zu nehmen. Im Übrigen wird auf die Möglichkeit der 

gesamtschuldnerischen Haftung im Rahmen des § 421 BGB hingewiesen. 
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Ist der Schaden durch eine Amtshilfekraft verursacht worden, ist der Erstattungsanspruch gegenüber 

der Trägerschaft der Amtshilfekraft geltend zu machen. 

 

3.4. Verfahren bei vorsätzlichen Handlungen und/oder Verdacht auf strafbare Handlungen 

 

Bei Verdacht auf eine vorsätzliche Handlung ist die Geschäftsführung und die:der BfdH bei Jobcenter 

t.a.h unverzüglich zu informieren. 

 

Diese leiten die weiteren Schritte ein. Hierzu gehören die Sachverhaltsaufklärung, Meldepflichten 

gegenüber den Trägern sowie dienst- bzw. arbeitsrechtliche Schritte und Erstattungsverfahren. 

 

Es gilt die BA Weisung 202501009 vom 23.01.2025 und VerfV BA Ziffer 5.2. 

 

4. Schlussvorschriften 

 

4.1. Schäden zu Lasten der Agentur für Arbeit (SGB III) 

 

Verursacht eine bei Jobcenter t.a.h beschäftigte Person einen Vermögensschaden zulasten der Agentur 

für Arbeit im Bereich des SGB III (Beispiel: Überzahlungen zulasten der BA wegen fehlender 

Informationsweitergabe durch Beschäftigte von JC t.a.h an die AA Hamburg), ist der jeweils zuständige 

Bereich des OS der AA Hamburg unverzüglich zu informieren. Der festgestellte Sachverhalt und alle 

relevanten Informationen sind durch die zuständige Führungskraft von JC t.a.h an die jeweils zuständige 

Führungskraft des jeweils betroffenen SGB III-Bereichs auf dem Dienstweg und datenschutzkonform 

weiterzuleiten. 

 

4.2. Erfassung in der zentralen Schadensliste 

 

Alle bearbeiteten und übersandten Vorgänge (auch die Verfahren unter 3.000 Euro) werden in einer 

zentralen Schadensliste von Jobcenter t.a.h vom Fachbereich im Team Finanzen (Z110-VfV) erfasst. 

 

Team Finanzen (Z110-VfV) und BfdH erfüllen die Berichtspflichten gegenüber der Geschäftsführung, 

der Trägerversammlung und der BA. 

 

Bei Verfahren ab 3.000 Euro werden beteiligte Beschäftigte, die angehört worden sind, durch ein 

Schreiben in verschlossenem Umschlag mit dem Zusatz „persönlich“ über den Ausgang des Verfahrens 

informiert. 

 

4.3. Aufbewahrungsfristen 

 

Die Aufbewahrungsfrist für die Papiervorgänge und elektronisch gespeicherte Daten beträgt 10 Jahre 

ab dem Eintritt des Vermögensschadens und bei laufenden Erstattungsverfahren bis zum Abschluss 

der Rückzahlungen. 

 

4.4. Vertraulichkeit 

 

Unterlagen, welche im Zusammenhang mit diesem Verfahren stehen, sind wie Personalvorgänge 

vertraulich zu behandeln und unter Verschluss zu halten. 

 

Die entsprechenden Unterlagen sind amtsintern und zwischen den Dienststellen in Verschlussmappen 

zu versenden. 

 

In Leistungs- und Personalakten sowie sonstigen (Neben-) Vorgängen dürfen keine 

Mehrausfertigungen oder Durchschriften aufbewahrt werden. 

 

https://www.baintranet.de/011/004/012/001/Seiten/Weisung-202501009.aspx
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4.5. Datenschutz 

 

Die Regelungen zum Datenschutz, insbesondere die gesetzlichen Regelungen der §§ 67 ff. SGB X 

sowie des Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), sind zu 

beachten. 

 

Es ist sicherzustellen, dass die abgelegten Unterlagen (Papiervorgänge sowie gespeicherte Daten) nur 

den zur Einsicht berechtigten Personen zugänglich gemacht werden. 

 

Bei Fragen zum Datenschutz können sich alle Beschäftigte unmittelbar, d.h. ohne Einhaltung des 

Dienstweges, an die:den behördliche:n Datenschutzbeauftragte:n bei Jobcenter t.a.h wenden. 

 

4.6. Entscheidungsbefugnis 

 

Bei Vermögensschäden über 3.000 Euro sowie bei allen grob fahrlässig oder vorsätzlich verursachten 

Vermögensschäden unabhängig von der Schadenshöhe besitzt der:die Beauftragte für den Haushalt 

bei Jobcenter t.a.h eine Entscheidungsbefugnis (Abschluss des Feststellungsverfahrens).  

 

Der Entscheidungsvorschlag wird durch das Team Finanzen (Z110-VfV) vorbereitet. Dabei sind die 

Teamleitung Finanzen (Z110) und/oder die erste Fachkraft Finanzen (Z110-1) einzubinden.  

 

 

 


